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Hessischer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
 
 
 
Az.. I A 2.3 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Stärkung von 
Investitionen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum durch ein 
Wohnrauminvestitionsprogramm (Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz-
WIPG) 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
 
Zunächst danke ich im Namen des BFW Landesverbandes Freier Immobilien 
und Wohnungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland für die 
Möglichkeit zum Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz Stellung nehmen zu 
können. 
 
Im Hinblick auf die Adressierung erlaube ich mir den Hinweis, dass unser 
Verband satzungsgemäß folgenden Namen führt: 
BFW Landesverband Freier Immobilien-und Wohnungsunternehmen Hessen/ 
Rheinland-Pfalz/Saarland. 
 
Die im BFW organisierten, mittelständischen Unternehmen sind bundesweit für 
mehr als 50 % des Wohnungsneubaus verantwortlich. Auch im BFW Hessen 
Rheinland-Pfalz Saarland sind überwiegend Bauträger und Projektentwickler 
organisiert. 
Unsere Unternehmen schaffen Wohnraum! 
 
Grundsätzlich begrüßt der BFW Hessen Rheinland-Pfalz Saarland den 
vorgelegten Gesetzentwurf. 
 
Die finanzielle Stärkung von Kommunen in Hessen, die zur Aufnahme von 
Flüchtlingen bereit sind, ist aus Sicht des BFW Hessen Rheinland-Pfalz 
Saarland sinnvoll.  
 
Sie wirkt gesellschaftlich ausgleichend, da die bereits ansässige Bevölkerung 
bei der Unterbringung von Flüchtlingen in der Kommune nicht damit rechnen 
muss, dass andere, für Sie geplante Projekte aus finanziellen Gründen 
eingeschränkt werden müssten. 
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Richtig ist deshalb aus unserer Sicht auch die Bereitstellung von weiteren 
Darlehensmitteln ab dem 1.1.2019 i.H.v. 257.000.000 €. 
 
Die Bereitstellung dieser Mittel korrespondiert aus unserer Sicht zwingend mit 
der weiterhin hohen Förderung des Wohnungsbaus durch das Land Hessen in 
allen weiteren förderfähigen Bereichen einschließlich der Eigentumsförderung. 
 
Bei der Vergabe der Darlehen an Kommunen oder kommunalerersetzende 
Maßnahmenträger ist auf eine streng zweckgebundene Mittelverwendung zu 
achten, um wettbewerbsverzerrende Einflüsse auf übrige Marktteilnehmer zu 
verhindern. Schon aus Gründen des EU Beihilferechts sind die Mittel streng 
objektbezogen einzusetzen. 
 
Darüber hinaus sollte aus Sicht des BFW Hessen Rheinland-Pfalz Saarland 
über die vorgesehene Regelung in § 1 Abs. 4 des Entwurfs, die einen 
Baubeginn bis zum 31 12. 2025 vorsieht, auch ein Abschlusstermin des 
Bauvorhabens gesetzlich definiert werden. 
 
Denn nur durch eine zeitnahe Fertigstellung des begonnenen Bauvorhabens, 
wird das Ziel der Förderung erreicht: 
Die tatsächliche Bereitstellung dauerhaften verfügbaren Wohnraums für 
Flüchtlinge und sozial Schwache! 
 
 
Durch die Kombination von verpflichtenden Baubeginn und einer zeitnahen 
Umsetzung des Bauvorhabens bis zur Fertigstellung könnte über die 
Zweckerreichung hinaus auch eine größere Transparenz für die auf das Land 
zukommenden wirtschaftlichen Risiken geschaffen werden. Denn nach § 4 Abs. 
2 des Gesetzentwurfes übernimmt das Land auch Ausfallbürgschaften für 
Nichtabnahmeentschädigungen. 
 
 
Um nur vorsorgliche Beantragung von Mitteln zu verhindern, sollten nur 
vorläufige Darlehenszusagen erfolgen, die an konkret bestimmte Fristen für 
Baubeginn und Umsetzung gekoppelt werden. 
 
Ebenfalls zur Begrenzung der finanziellen Risiken des Landes sollte eine 
Mindesttilgung im Gesetzentwurf festgelegt werden. 
Denn das Land übernimmt nach § 2 Abs. 2 des Gesetzentwurfes für 15 Jahre 
die Darlehenszinsen. Die Höhe der Darlehenszinsen ist stark von der 
vereinbarten, jeweiligen Tilgung abhängig, was sich gerade bei steigenden 
Zinsen erheblich auswirken würde. 
 
Soweit die Anmerkungen des BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
G. Lipka 
(Rechtsanwalt) 
Geschäftsführer BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland 
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Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Stärkung von Investitio-
nen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum durch ein Wohnrauminvestiti-
onsprogramm (Wohnrauminvestitionsprogrammgesetzes - WIPG) 
Ihr Schreiben vom 10.04.2018, Az I A 2.3 
Stellungnahme des Hessischen Landkreistages  
 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
sehr geehrter Herr  Thaumüller, 
 
wir bedanken uns für Ihr o.g. Schreiben, mit dem Sie uns den Entwurf eines Wohn-
rauminvestitionsprogrammgesetzes (WIPG) zur Stellungnahme zugeleitet haben.  
 
Auf der Grundlage einer Befragung seiner Mitglieder erklärt sich der Hessische 
Landkreistag hierzu entsprechend seiner Stellungnahme zu dem Referentenentwurf 
wie folgt: 
   

Gegen den Entwurf bestehen keine Bedenken. 
 
 

Ein Landkreis teilt uns allerdings als Anregung zu § 1 WIPG mit, dass die Förderung 
um einen angemessenen Finanzierungszuschuss ergänzt werden sollte. Gespräche 
mit Vertretern der Wohnungsbaugesellschaften im Kreis hätten gezeigt, dass es auf-
grund der in den letzten Jahren gestiegenen Baukosten zwingend notwendig sei, 
dass direkte Zuschüsse gezahlt werden. Nur mit direkten Zuschüssen der öffentli-
chen Hand sei es den Wohnungsbaugesellschaften vor Ort möglich, neuen bezahl-
baren Wohnraum zu schaffen.  
 
Der Kreis sieht hier jedoch das Land Hessen in seiner Aufgabe vorrangig in der 
Pflicht und erhebt daher angesichts der Notwendigkeit rasch zusätzlichen Wohnraum 
zu schaffen die Forderung, dass die bisherigen Förderprogramme des Landes um 

Hessischer Landkreistag  Frankfurter Str. 2   65189 Wiesbaden 

Frankfurter Str. 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon       (0611) 17 06 - 0 
Durchwahl  (0611) 17 06- 15 

Telefax-Zentrale (0611) 17 06- 27 
PC-Fax-Zentrale (0611) 900 297-70 
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Hessischer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz,  
Landwirtschaft u. Verbraucherschutz 
z.Hd. Hr. Thaumüller 
Schlossplatz 1-3 
65183 Wiesbaden 
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ausreichende direkte Zuschüsse für die Schaffung von bezahlbarem Wohnraum er-
gänzt werden. 
 
Zudem wurde uns der allgemeine Wunsch übermittelt, die vorgesehene Förderrichtli-
nien des für das Wohnungswesen zuständigen Ministeriums, mit welcher die genau-
en Bedingungen für die Inanspruchnahme des Landesprogramms festgelegt werden 
sollen, so zu gestalten, dass der Verwaltungsaufwand für die Beantragung der Mittel 
möglichst gering gehalten bleibt. Hier habe die Vergangenheit gezeigt, dass der 
Verwaltungsaufwand für die Beantragung der Fördermittel hoch war und die Verfah-
ren dadurch teilweise zeitlich verzögert wurden. 
 
Da von uns im Rahmen der mündlichen Anhörung inhaltlich nichts beigetragen wer-
den könnte, was über die vorstehende Positionierung hinausgeht, bitten wir um Ver-
ständnis, wenn wir im Sinne einer Verfahrensbeschleunigung auf eine Teilnahme an 
der mündlichen Anhörung verzichten.  
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Lorenz Wobbe 
Referatsleiter 
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Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden 

Hessischer Landtag 
Die Vorsitzende des Ausschusses für  
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 
Frau Ursula Hammann 
Postfach 32 40 

65022 Wiesbaden 
 

 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz zur 
Stärkung von Investitionen zur Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum durch ein 
Wohnrauminvestitionsprogramm 
(Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz - WIPG) 
LT-Drucks. 19/6157 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 

sehr geehrte Frau Vorsitzende Hammann, 

 

wir nehmen Bezug auf Ihre beiden Schreiben vom 05.04.2018 

und 10.04.2018 und teilen Ihnen nach Umfrage bei unseren 

Mitgliedern mit, dass der Hessische Städtetag den Gesetzent-

wurf der Landesregierung für ein Gesetz zur Stärkung von In-

vestitionen zur Schaffung von bezahlbarem Wohnraum durch 

ein Wohnrauminvestitionsprogramm (Wohnrauminvestitions-

programmgesetz – WIPG) – LT-Drucks. 19/6157 – mit Nach-

druck begrüßt. Das Gesetz leistet einen wesentlichen Beitrag 

zur Herstellung von bezahlbarem Wohnraum im Rahmen der 

Wohnraumförderprogramme des Landes. 

 

Eine Stadt weist uns darauf hin, dass sie es auch im WIPG als 

notwendig erachtet, einen Tilgungszuschuss einzuarbeiten. 

Ihre Nachricht vom: 
10.04.2018 
 
Ihr Zeichen: 
I A 2.3 
 
Unser Zeichen: 
TA 640.0 Hm/Ve 
 
Durchwahl: 
0611/1702-22 
 
E-Mail: 
veith@hess-staedtetag.de 
 
Datum: 
02.05.2018 
 
Stellungnahme-Nr.: 
041-2018 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verband der kreisfreien und  
kreisangehörigen Städte im 
Lande Hessen 
 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
Telefon: 0611/1702-0 
Telefax: 0611/1702-17 
 
posteingang@hess-staedtetag.de 
www.hess-staedtetag.de 
 
Nassauische Sparkasse Wiesbaden 
BIC: NASSDE55 
IBAN: DE79 5105 0015 0100 0727 77
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Die geringe Wirtschaftlichkeit im Bereich des Sozialwohnungsbaues könnte sich hierdurch 

maßgeblich verbessern. Außerdem würde sich die Attraktivität des Programms noch stei-

gern.  

 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Michael Hofmeister 
Referatsleiter 
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Deutscher Gewerkschaftsbund 
DGB Hessen-Thüringen 

DGB Hessen-Thüringen | Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 | 60329 Frankfurt 

 

 
Liv Dizinger 

Referatsleiterin für 
Struktur- und Technologiepolitik 
 
Liv.Dizinger@dgb.de 
 
Telefon: 069/273005-46 
Telefax: 069/273005-45 
 
ld 
 
Wilhelm-Leuschner-Str. 69-77 
60329 Frankfurt 
 
hessen-thueringen.dgb.de 
 

Name, Adresse und zur Bearbeitung notwendige Angaben 
werden vorübergehend gespeichert.  
Gedruckt auf chlorfrei gebleichtem Material. 

 

 

 

      

An die Mitglieder des Ausschusses für  
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz des Hessischen Landtags 
 

   

   

DGB-Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung  
für ein Gesetz zur Stärkung von Investitionen zur Schaffung von bezahlbarem 
Wohnraum durch ein Wohnrauminvestitionsprogramm  
(Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz – WIPG), Drucksache 19/6157 
 

4. Mai 2018 

Sehr geehrte Frau Hammann, sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit möchten wir uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme bedanken. 

Der DGB Hessen-Thüringen begrüßt grundsätzlich den Gesetzentwurf der Landesregierung 
für ein Wohnrauminvestitionsprogrammgesetz. Dieser wird allerdings als nicht ausreichend 
angesehen.  

Der Gesetzentwurf sieht die Weiterführung des Kommunalinvestitionsprogramms im Be-
reich Wohnen vor. Danach sollen ab dem 1. Januar 2019 weitere Darlehen der WIBank in 
Höhe von 257 Millionen Euro und Mittel zur Zinsverbilligung durch das Land Hessen in ei-
nem Folgeprogramm bereitgestellt werden. Die Laufzeit der Darlehen an die Kommunen 
beträgt bis zu 30 Jahre. Das Land trägt für die ersten 15 Jahre die Darlehens- und - sofern 
erforderlich - die Bereitstellungszinsen.  

Nach Ansicht des DGB ist das geplante Wohnrauminvestitionsprogramm nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Daher fordern wir die Mitglieder des Ausschusses auf, sich für eine 
deutliche Aufstockung und Verstetigung des sozialen Wohnungsbauprogramms einzuset-
zen. Neben den zweckgebundenen Bundesmitteln müssen mehr Landesmittel für die Schaf-
fung sozialen Wohnraums bereitgestellt werden. 

Wie die Antwort der Ministerin für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Schaus (Die Linke) vom 13.06.2017 
(Drucksache 19/4667) zeigt, lag die Zahl der Sozialwohnungen in Hessen im Jahr 2016 bei 
nur 93.207 (Stand: 31.12.). Im Jahr zuvor waren es noch 100.660 gewesen (Stand: 
31.12.).  

Die Zahl der sozialwohnungssuchenden Haushalte ist zuletzt angestiegen, wie ein Bericht 
des Hessischen Rundfunks vom 13. April 2018 zeigt. Insgesamt suchten im Jahr 2017 
50.252 Haushalte in Hessen eine Sozialwohnung, drei Viertel davon im Rhein-Main-Gebiet. 

Eine zentrale Ursache für den Rückgang der Sozialwohnungen ist, dass derzeit mehr Woh-
nungen aus der zeitlich befristeten Bindung herausfallen, als neue gebaut werden. Daher 
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muss die Bindungsdauer von Sozialwohnungen durch eine Novellierung des Hessischen 
Wohnraumförderungsgesetzes dauerhaft unbefristet festgelegt werden. Dies ist eine wich-
tige Voraussetzung, um das nach § 1 Abs. 1 WIPG angestrebte Förderziel „Schaffung […] 
von dauerhaftem Wohnraum“ zu erreichen.  

Erst im März 2018 hatte die Europäische Zentralbank mitgeteilt, vorerst den Leitzins auf 
seinem niedrigen Stand zu belassen. Dies bedeutet aber auch, dass es in nächster Zeit 
keine Veränderung an dem Niedrigzinsumfeld geben wird. Hierauf muss auch im Bereich 
der Wohnungsbauförderung reagiert werden. Aufgrund des niedrigen Zinsumfeldes ist es 
nicht ausreichend, dass die WIBank die Darlehens- und ggf. die Bereitstellungszinsen finan-
ziert. Vielmehr muss zu einer deutlich stärkeren Zuschuss-Förderung übergegangen wer-
den. Dementsprechend sollte der Gesetzentwurf der Landesregierung nachgebessert wer-
den.  

 

Wir möchten Sie bitten, unsere Anmerkungen zu berücksichtigen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Liv Dizinger 
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